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Geschlechtergerechtigkeit braucht 
Antigewaltarbeit
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Im Jahr 2015 wurden insgesamt 127.457 
Personen Opfer von Gewalt in Paarbezie-
hungen, die über subtile Formen wie Demü-
tigungen, Beleidigungen und Einschüchte-
rungen, psychische, physische und sexuelle 
Misshandlungen bis hin zu Vergewalti-
gungen und Tötungen reicht. Knapp 82 Pro-
zent der Gewaltbetroffenen sind Frauen. 
Das sind über 104.000 Frauen, die von Part-
nerschaftsgewalt betroffen waren (Bundes-
kriminalamt 2015). Beziffert wird damit nur 
das sogenannte Hellfeld, d. h. jener Aus-
schnitt von Gewalt im sozialen Nahraum, 
der offiziell bekannt und registriert wird. 
Demgegenüber zeigen Studien, dass mindes-
tens jede dritte Frau in Deutschland ab dem 
16. Lebensjahr im Laufe ihres Lebens kör-
perliche Gewalt und Übergriffe und fast 
jede siebte Frau Formen von sexualisierter 
Gewalt erlebt. Jede Zwanzigste ist vergewal-
tigt worden (Schröttle/Müller 2004: 7; FRA 
2014). Darüber hinaus sind Frauen mit Be-
hinderungen und Beeinträchtigungen im 
Lebensverlauf allen Formen von Gewalt 
deutlich häufiger ausgesetzt als Frauen im 
Bevölkerungsdurchschnitt und erleben er-
heblich häufiger fortgesetzte und multiple 
Gewalterfahrungen (Schröttle et al. 2013).

Diese Zahlen sind ein Indiz dafür, dass 
die Gleichberechtigung der Geschlechter in 
Deutschland noch lange nicht erreicht ist. 
Neben der hohen Gewaltbetroffenheit von 
Frauen sind auch Geld, Macht und Zeit nach 
wie vor höchst ungleich zwischen den Ge-
schlechtern verteilt. Geschlechterstereotype 

und geschlechterbasierte Vorurteile bilden 
zusammen mit einer ungleichen Machtver-
teilung zwischen den Geschlechtern den 
Nährboden für Sexismus. Die alltägliche 
Gewalt ist ebenso wie die Bereitschaft der 
Gesellschaft, darüber hinwegzusehen, Aus-
druck davon, dass Sexismus ein struktu-
relles und interaktionelles Problem unserer 
Gesellschaft ist, das angegangen werden 
muss. 

Die Zahlen zeigen noch etwas anderes: 
Gewalt gegen Frauen findet hier und jetzt 
und überall statt und ist keine Frage der Her-
kunft. Über 70 Prozent der erfassten Tatver-
dächtigen von Partnerschaftsgewalt sind 
deutsche Staatsangehörige (Bundeskrimi-
nalamt 2015). Insbesondere nach den Ereig-
nissen der Silvesternacht in Köln 2015 wird 
aber verstärkt das Bild vom (hetero-)sexuell 
übergriffigen, Frauen unterdrückenden 
muslimischen Mann gezeichnet. Die Gleich-
berechtigung der Geschlechter wird in die-
sem Kontext als schon erreichter Wert inner-
halb der deutschen Gesellschaft präsentiert, 
der Geflüchteten erst beigebracht werden 
muss. So wird das Thema Gewalt gegen 
Frauen zur Rechtfertigung von kolonialis-
tischen und rassistischen Ausgrenzungspoli-
tiken instrumentalisiert. Gewalt im sozialen 
Nahraum ist jedoch ein Täterproblem, das 
nicht nur dann thematisiert werden darf, 
wenn die Täter die vermeintlich „anderen“ 
sind (Dietze 2016; Gümüşay et al. 2016; Hark 
2016). Stattdessen bedarf es einer Auseinan-
dersetzung über die noch immer herrschen-
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den Geschlechternormen und die Rolle, die 
Gewalt im Geschlechterverhältnis spielt: 
„‚Männlichkeit‘ bedeutet nach wie vor eine 
Sozialisation in Dominanz. Das weibliche 
Geschlecht ist dagegen jenes, das in Unter-
werfung eingeübt wird und aufwächst. Diese 
Struktur ist tatsächlich immer noch sehr ma-
nifest. Wir haben es, machen wir uns da 
nichts vor, weiterhin mit einem deutlich 
asymmetrischen und auch von Dominanz- 
und Gewaltstrukturen geprägten Geschlech-
terverhältnis zu tun“ (Hark 2016: 90).

Die Überwindung der geschlechtsspezi-
fischen Gewaltverhältnisse geht uns also alle 
an. Es reicht nicht aus, wenn das Thema 
„Gewalt gegen Frauen“ immer dann reflex-
haft skandalisiert wird, wenn die Gewalt den 
„anderen“ zugeschrieben werden kann, ganz 
so, als sei geschlechtsspezifische Gewalt 
überhaupt erst durch die anderen zu uns ge-
kommen (IDA NRW 2016). Geschlechts-
spezifische Antigewaltarbeit muss demzu-
folge immanenter Bestandteil jeglicher Be-
strebungen zur Herstellung von Geschlech-
tergerechtigkeit sein. Gleichstellungspolitik 
hat sich in den letzten zehn Jahren zuneh-
mend verengt auf die Überwindung der ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung und 
die Beseitigung der ökonomischen Schlech-
terstellung von Frauen. Dabei existieren 
nach wie vor große Ungleichheiten zwi-
schen den Geschlechtern auch außerhalb 
des Erwerbsarbeitsmarktes, wie bspw. die 
überwiegend von Frauen unbezahlt über-
nommene Care-Arbeit oder dominante Rol-
lenstereotype, die Frauen abwerten und sich 
u. a. in sexistischer Werbung niederschla-
gen. Geschlechtergerechtigkeit ist jedoch 
nur in einer Trias aus finanzieller, zeitlicher 
und körperlicher Selbstbestimmung zu er-
reichen (AWO Bundesverband e.V. 2015). 
Damit heißt Geschlechtergerechtigkeit, al-
len Menschen unabhängig von Geschlecht 

und Sexualität die Freiheit zu unterschied-
lichen Lebensmöglichkeiten zu eröffnen, in 
denen sie ohne Zwang und Gewalt ihre Be-
dürfnisse befriedigen, ihre Fähigkeiten ent-
falten und Sorge für sich und andere tragen 
können. Die Grundlage dafür ist Gleichheit 
in der Verteilung von Ressourcen, Einfluss-
möglichkeiten und Wertschätzung. Wel-
chen Beitrag die geschlechtsspezifische An-
tigewaltarbeit der Arbeiterwohlfahrt dazu 
leistet und welche Herausforderungen sich 
dabei stellen, ist Gegenstand dieses Artikels. 

Facetten geschlechtsspezifischer 

Gewalt

Geschlechtsspezifische Gewalt betrifft 
hauptsächlich Frauen – ungeachtet ihrer 
Nationalität, Herkunft, Religion, Weltan-
schauung, sexuellen Orientierung und kör-
perlichen Befähigung. Deshalb sind Frauen 
und ihre Kinder die vorrangige Zielgruppe 
geschlechtsspezifischer Antigewaltarbeit. 
Sie alle erhalten Rat, Unterstützung und 
Hilfe. Der Begriff „geschlechtsspezifische 
Gewalt gegen Frauen“ bezeichnet dabei alle 
Formen von Gewalt, die gegen eine Frau ge-
richtet sind, weil sie eine Frau ist, oder 
Frauen unverhältnismäßig stark betreffen. 
In Übereinstimmung mit der Istanbul-Kon-
vention wird Gewalt gegen Frauen als eine 
Menschenrechtsverletzung und eine Form 
der Diskriminierung von Frauen verstan-
den. Bezeichnet werden damit alle Hand-
lungen geschlechtsspezifischer Gewalt, die 
zu körperlichen, sexuellen, psychischen 
oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden 
bei Frauen führen können, einschließlich 
der Androhung solcher Handlungen, der 
Nötigung oder willkürlicher Freiheitsentzie-
hung, sei es im öffentlichen oder privaten 
Leben (Europarat 2011: Artikel 3).
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Täter*innen sind in den meisten Fällen 
Männer (Schröttle/Müller 2004: 7 f.). Dass 
auch Frauen Täterinnen und Männer und 
Jungen Gewaltbetroffene sein können, ist ein 
in weiten Teilen tabuisiertes Thema. In hete-
rosexuellen Beziehungen wird dieses Tabu 
mit dem Blick auf den Mann als Opfer noch 
verstärkt (Täter-Opfer-Umkehrung). Neuere 
Studien der Paargewaltforschung öffnen hier 
den Blick auf die Gewalt in Form eines paar-
dynamischen Konfliktgeschehens: Frauen 
und Männer erleben Gewalt und üben diese 
auf dem Hintergrund eines meist unsicheren 
Bindungstypus und intradyadischer Forde-
rungs- und Rückzugsmuster aus (Küken-
Beckmann 2016; Küken-Beckmann 2012). 
Auch in lesbischen Beziehungen kommt es zu 
Partnerschaftsgewalt, und Untersuchungen 
gehen davon aus, dass das Ausmaß von Ge-
walt in gleichgeschlechtlichen Partnerschaf-
ten annähernd gleich hoch ist wie in hetero-
sexuellen Partnerschaften (Broken Rainbow 
e.V. 2008; Ohms 2006; Ohms 2008; Ohms/
Müller 2004; Ohms 2002). Darüber hinaus 
können im Fall von pflegebedürftigen oder in 
Einrichtungen lebenden Frauen und Män-
nern auch weibliche Verwandte, Bewohne-
rinnen, Arbeitskolleginnen oder weibliches 
Personal Gewalttäterinnen sein.

Geschlechtsspezifische Gewalt findet 
hauptsächlich im sozialen Nahraum statt. 
Der Begriff „Gewalt im sozialen Nahraum“ 
nimmt die heutige Vielfalt von Beziehungs-
strukturen und Lebensrealitäten in den 
Blick und trägt der Tatsache Rechnung, dass 
Gewalt nicht ausschließlich in der Paarbe-
ziehung stattfindet. Zwar sind Täter*innen 
bei Gewalt gegen Frauen überwiegend im 
unmittelbaren sozialen Nahraum von Part-
nerschaft und Familie und damit im häus-
lichen Kontext zu verorten. Doch nimmt 
z. B. bei in Einrichtungen lebenden Frauen 
mit Beeinträchtigungen körperliche, sexu-

elle und/oder psychische Gewalt durch an-
dere Bewohner*innen, Arbeitskolleg*innen 
und/oder Personal eine besondere Rolle ein 
(Schröttle et al. 2012: 27). Andere Frauen er-
leben Gewalt durch Familienangehörige 
oder andere Bezugspersonen. Allen darun-
ter gefassten Formen der Gewalt ist gemein, 
dass diese eine enge persönliche und ver-
bindliche Beziehung voraussetzen.

Gewalt im sozialen Nahraum beinhaltet 
zumeist ein komplexes Misshandlungssy-
stem aus psychischer1, körperlicher und se-
xueller2 sowie Cybergewalt3, das auf Macht 
und Kontrolle in einer Beziehung abzielt und 
sowohl Grenzverletzungen als auch Grenzü-
berschreitungen bis hin zu zerstörerischen 
Übergriffen umfasst. Der Schweregrad der 
erlebten Gewalt kann individuell variieren. 

1 Z. B. destruktive Beziehungsgestaltung durch Er-
niedrigung, Beschämung, entwertende Kommu-
nikation; tyrannisches Benehmen; Einschüchte-
rung durch Blicke und Gesten; am Arbeitsplatz 
terrorisieren; Isolation durch Verbot von Außen-
kontakten; Kontrolle, auch in Bezug auf Erwerbs-
tätigkeit; Abstreiten und Bagatellisieren vorgefal-
lener Misshandlungen; emotionale Erpressung; 
sexuelle Grenzverletzungen, z. B. Zerstörung der 
sexuellen Integrität; Instrumentalisieren der Kin-
der; Zwang zur Mitwirkung an und/oder Mitanse-
hen von pornografischen Darstellungen; Bedro-
hungen; Stalking.

2 Z. B. Androhung körperlicher Gewalt gegenüber 
der Frau und den Kindern; Misshandlungen durch 
Schlagen, Stoßen, Verbrennen, Treten, Ohrfeigen 
bis hin zu Tötungsdelikten; Misshandlungen mit 
Gegenständen; sexualisierte Gewalt; Zwangsver-
heiratung; Zwang zur Prostitution.

3 Z. B. sexuelle Anmache; Cyber-Stalking durch Be-
lästigung, Nachstellung und/oder Einschüchte-
rung; Verbreitung (manipulierter) Fotos; Kontak-
tierung/Belästigung des sozialen Umfelds; Iden-
titätsdiebstahl/Fake-Profile; Kriminalisierung 
durch Begehen einer Straftat im Namen des Op-
fers; Cybermobbing durch Flaming (Beleidigung, 
Beschimpfung), Denigration (Denunzieren, Ge-
rüchteverbreiten), Outing & Tickery (Bloßstellen), 
Cyberthreats (offene Androhung von Gewalt); 
Kinderpornografie/-handel.
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Die Übergänge zwischen den verschiedenen 
Formen von Gewalt sind dynamisch, nicht 
immer deutlich erkennbar und können auch 
zyklisch verlaufen. Die Unterstützungsbe-
darfe der gewaltbetroffenen Frauen und ih-
rer Kinder können durch die Eskalation der 
Gewalt steigen, sind jedoch oft nicht der ein-
zige Parameter: Gleichzeitig wirken sich da-
rüber hinaus Risikofaktoren wie bspw. finan-
zielle Abhängigkeit, Loyalitätsgefühle oder 
geminderte Resilienz auf die Handlungsfä-
higkeit der Betroffenen aus. Dabei ist die in-
dividuell erfahrene geschlechtsspezifische 
Gewalt eingebettet in Strukturen gesell-
schaftlicher Gewalt gegen Frauen. Tabu, 
Scham und die weiterhin prävalenten Ge-
schlechterrollen führen dazu, dass Betrof-
fene oft keine oder erst sehr spät Unterstüt-
zung holen. Kurzfristig geht es geschlechts-
spezifischer Antigewaltarbeit deshalb da-
rum, Betroffenen von Gewalt (und deren 
Kindern) im Sinne einer Krisenintervention 
Schutz zu bieten und sie zu stabilisieren. Mit-
telfristig sollen Betroffene von Gewalt ge-
stärkt und ihnen durch die Mobilisierung der 
eigenen Kräfte eine gewaltfreie Perspektive 
für ihr weiteres Leben erschlossen werden. 
Täter*innen erhalten die Möglichkeit, andere 
Beziehungsmuster zu erlernen und zu leben 
und Konflikte gewaltfrei zu lösen. Langfristi-
ges Ziel ist die Prävention und die Bekämp-
fung der Ursachen und Strukturen von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt. Voraussetzung 
dafür ist das Eingeständnis und die Anerken-
nung, dass Gewalt noch immer Teil des Ge-
schlechterverhältnisses ist und Geschlechter-
gerechtigkeit nur dann erreicht werden kann, 
wenn Dominanz bzw. Unterwerfung nicht 
mehr Teil unserer Sozialisation als Mann 
bzw. Frau sind und wenn die ungleiche ver-
geschlechtlichte Arbeitsteilung ebenso um-
verteilt wird wie Macht und Privilegien 
(Hark 2016: 90 f.).

Geschlechtsspezifische 

Antigewaltarbeit in der AWO

In der Arbeiterwohlfahrt hatte das Thema 
Gewalt gegen Frauen schon immer einen 
Platz. Die Gründerinnen der AWO wollten 
Frauen darin unterstützen, ihr Leben eigen-
verantwortlich und selbstbewusst zu gestal-
ten. Als zentrale Voraussetzungen dafür 
wurden das Recht auf Selbstbestimmung 
über den eigenen Körper, ein durch die ei-
gene Berufstätigkeit gesichertes Einkom-
men sowie das Recht auf politische Mitbe-
stimmung angesehen.4

Die AWO beteiligte sich aktiv und öf-
fentlich an den in den 1970er-Jahren durch 
die Zweite Frauenbewegung angestoßenen 
gesellschaftlichen Debatten zur Gewaltbe-
troffenheit von Frauen in ihren Partner-
schaften. Mit dem Slogan „Das Private ist 
politisch“ und auf der Basis einer kritischen 
Analyse der patriarchalen gesellschaftlichen 
Strukturen enttabuisierte die Frauenbewe-
gung das Thema Gewalt gegen Frauen. 
Frauenhäuser wurden als Schutzräume für 
diejenigen Frauen eingerichtet, die aus von 
Gewalt geprägten Beziehungen flüchten 
wollten und konnten.

In diesem Kontext gründete die AWO 
1979 ihr erstes Frauenschutzhaus im Saar-
land. Viele weitere Einrichtungen folgten. 
Diese sind seit ihrem Bestehen Basis für die 
Entwicklung von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen, von Fachlichkeit, von Koope-
rationen (von Jugendamt bis Polizei) und 

4 Die frauen- und gleichstellungspolitischen Aktivi-
täten des Verbandes waren und sind eingebettet 
in seine Stellung als zivilgesellschaftlicher Akteur 
und politischer Gestalter. Die AWO setzt sich in 
ihrer anwaltschaftlichen Funktion für Menschen 
in benachteiligenden Lebenslagen, bspw. für ein 
angemessenes Existenzminimum und bezahl-
baren Wohnraum, ein und bekämpft damit auch 
Ursachen und Risiken von Gewalt.
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nicht zuletzt für rechtliche Verbesserungen 
zum Schutz von Frauen und Kindern vor 
Gewalt. Darüber hinaus hat sich das Hilfe-
system in den letzten 20 Jahren erweitert 
und spezialisiert. So ist die AWO bundes-
weit Trägerin von rund 40 Frauenhäusern 
sowie mehr als 35 Fachberatungsstellen 
(Stand Juni 2016) bei Gewalt im sozialen 
Nahraum und bietet durch ihr ausdifferen-
ziertes Hilfesystem niedrigschwellige Zu-
gänge zu Schutz und Hilfe. Aufgrund der 
unterschiedlichen strukturellen und rechtli-
chen Rahmenbedingungen in den einzelnen 
Ländern und Kommunen zeichnen sich die 
Einrichtungen und Angebote der ge-
schlechtsspezifischen Antigewaltarbeit bei 
der Arbeiterwohlfahrt als ein vielfältiges 
und in hohem Maße heterogenes Arbeits-
feld aus. Die Vielfalt der Angebote innerhalb 
des Verbandes ist eine besondere Stärke.

Die Hilfestrukturen bei Gewalt im sozia-
len Nahraum sind Angebote einer emanzi-
patorischen Sozialarbeit, die Hilfe zur Selbst-
hilfe und Selbstbestimmung statt Abhängig-
keit ermöglicht und sich durch fachliche 
Kompetenz und persönliches Engagement 
auszeichnet. Soziale Arbeit auf der Basis 
eines geschlechtsspezifischen Ansatzes und 
traumasensibler Professionalität prägt die 
Arbeit vor Ort. Diese stützt sich auf Artikel 2 
Absatz 2 Grundgesetz, der die körperliche 
und seelische Unversehrtheit zusichert: „Je-
der hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf 
Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.“

Ein wesentlicher Faktor für die Hilfe-
struktur ist der persönliche Kontakt mit den 
Fachkräften, bei denen die Frauen und Kin-
der genug Vertrauen finden, die Gewaltthe-
matik anzusprechen und zu bearbeiten. 
Handlungsleitend für den Umgang mit Be-
troffenen sind innerhalb der geschlechtsspe-

zifischen Antigewaltarbeit drei Prinzipien: 
das Prinzip der Parteilichkeit, das Prinzip 
der Solidarität und das Prinzip der Autono-
mie. 

Parteilichkeit bezeichnet die gewollte 
und offene „Parteinahme“ für von Gewalt 
betroffene Frauen und deren Kinder. Sie ba-
siert auf dem Selbstbestimmungsrecht der 
Frau und vermeidet Einflussnahmen und 
Handlungsweisen, die an der Lebenslage 
und den Bedürfnissen der Frau vorbeige-
hen. Auch im Zuge der Ausdifferenzierung 
des Hilfesystems (bspw. durch Angebote der 
Täterarbeit) bleibt oberstes Ziel der Arbeit, 
geschlechtsspezifische Gewalt zu beenden 
und den Betroffenen Wege in ein selbstbe-
stimmtes gewaltfreies Leben aufzuzeigen.

Solidarität zeigt sich im Engagement für 
eine gewaltfreie Gesellschaft, in der Unter-
stützung aller Frauen ungeachtet ihrer Her-
kunft, Religion, Weltanschauung oder sexu-
ellen Orientierung sowie der Solidarität der 
Bewohnerinnen untereinander während des 
Aufenthalts im Frauenhaus. 

Durch das Prinzip der Autonomie sollen 
betroffene Frauen die Möglichkeit erhalten, 
ihre emotionale, soziale und finanzielle Un-
abhängigkeit und Integrität wiederzuerlan-
gen. Ihre Eigeninitiative soll erhalten und 
gestärkt werden. Ihre Lebenslagen, Bedürf-
nisse, Erwartungen und Möglichkeiten sind 
Maßstab für das Handeln der Mitarbei-
ter*innen in den Einrichtungen. 

Das Hilfesystem umfasst Hilfe in akuten 
Situationen (Beratungs-, Kriseninterven-
tions- und Schutzangebote)5, anhaltende 

5 Fachberatungsstellen für Betroffene von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt; Beratungsstellen 
gegen sexuelle/sexualisierte Gewalt; Beratungs-
stellen für Jugendliche, die sexuell ausgebeu-
tet wurden; Beratungsstellen für Betroffene von 
Menschenhandel und Zwangsverheiratung; Inter-
ventionsstellen für Betroffene von Gewalt im sozi-
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Stabilisierung (Nachsorge)6 sowie Angebote 
zur Verhütung von Gewalt (Prävention)7. 
Dabei beinhaltet Prävention die primäre 
Prävention, welche auf die Überwindung 
von geschlechtsspezifischen Rollenzuwei-
sungen zielt, die auf der Vorstellung der Un-
terlegenheit von Frauen und der Dominanz 
von Männern beruhen und Gewalt legiti-
mieren, und insbesondere für Kinder und 
Jugendliche von großer Bedeutung ist. Prä-
vention umfasst aber „auch die sekundäre 
Prävention im Sinne der Verhinderung wei-
terer Gewalt an Frauen durch gezielte 
Schutzmaßnahmen und Täterarbeit sowie 
nicht zuletzt die tertiäre Gewaltprävention, 
die hilft, negative Folgen von erlebter Ge-
walt zu verarbeiten und Stabilisierungs- wie 
Heilungsprozesse einzuleiten“ (Schröttle et 
al. 2016: 114).

Durch seine Vielfalt bietet das Hilfesys-
tem passgenaue Zugänge für unterschiedli-
che Zielgruppen. Gewaltbetroffene Frauen 
und deren Kinder sowie Täter*innen erhal-
ten ein an den Bedarfen orientiertes Ange-
bot. Neben der „klassischen“ Frauenhausar-
beit hält die AWO vor allem im ambulanten 
Bereich eine breite Palette an Unterstüt-

zungsangeboten vor. Fachberatungsstellen 
für Betroffene von geschlechtsspezifischer 
Gewalt sind mit unterschiedlichen Schwer-
punkten und Angeboten eine wichtige 
Schnittstelle der Hilfsinfrastruktur im Sozi-
alraum und dienen bspw. auch der Heran-
führung an weitere Hilfsangebote. Je nach 
Kapazität und Bedarf erhalten betroffene 
Frauen psychosoziale Beratung, praktische 
Hilfen und gegebenenfalls persönliche Be-
gleitung etwa bei Behördengängen.

Alle Formate bieten eine hochprofessio-
nelle Beratungsarbeit für Betroffene von 
Gewalt im sozialen Nahraum an. Darüber 
hinaus ist die primäre Präventionsarbeit ein 
wesentlicher Teil des politischen Auftrages 
der Frauenhäuser und der verschiedenen 
Fachberatungsstellen für Betroffene von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt. Mit dem Ziel, 
eine gesellschaftliche Auseinandersetzung 
zur Überwindung geschlechtsspezifischer 
Gewaltverhältnisse anzuregen, beinhaltet 
primäre Präventionsarbeit insbesondere (1) 
Aufklärung und Sensibilisierung der Bevöl-
kerung und Erhöhung des gesamtgesell-
schaftlichen Wissensstandes zu Gewalt im 
sozialen Nahraum; (2) die Aufklärung und 
Information von Betroffenen, ehren- und 
hauptamtlichen Mitarbeiter*innen, Schüle-
r*innen, Multiplikator*innen, Interessier-
ten, anderen Beratungsstellen, Kindergär-
ten, Jugendgruppen und die Bekanntma-
chung von Beratungs- und Schutzangebo-
ten; (3) die Unterstützung der Einrich-
tungen und Dienste u. a. durch Vernetzung 
der Akteure auf regionaler Ebene; (4) die 
Implementierung von Präventionskonzep-
ten und -strategien; (5) das Angebot von 
Fortbildungs- und Schulungsangeboten für 
ehren- und hauptamtliche Fachkräfte, Inte-
ressierte; (6) Presse- und Medienarbeit.

Weil im Zusammenleben von Täte-
r*innen und Opfern nur Täter*innen die 

alen Nahraum; Anlauf- und Clearingstellen; Frau-
enhäuser; Frauenschutzwohnungen; Täterarbeit; 
psychosoziale Prozessbegleitung.

6 Geschlechtsspezifische Jugendhilfewohngemein-
schaften; sozialtherapeutische Frauenwohngrup-
pen; Übergangswohnformen (sogenanntes „Se-
cond-Stage-Wohnen“); nachgehende Beratung in 
allen Fachberatungsstellen.

7 Prävention findet statt durch Schulsozialarbeit; 
Multiplikatorenschulungen; Jugendbildung und 
sexuelle Bildung; Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe, z. B. sozialtherapeutische Wohnge-
meinschaften für Frauen; Einrichtungen der Al-
tenhilfe; Einrichtungen der Jugendarbeit und 
-hilfe, z. B. Familienberatungsstellen, Kinderta-
gesstätten, offene Ganztagsschulen, ambulante 
und stationäre Betreuung; Anti-Gewalt-Trainings; 
Präventionsarbeit der Frauenhäuser und Fachbe-
ratungsstellen.
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Gewalt beenden können, ist Täterarbeit ein 
Bestandteil sekundärer Prävention. Eine er-
folgreiche Arbeit mit den Männern unter-
stützt deren Fähigkeit, Konflikte gewaltfrei 
zu lösen. Täterarbeit leistet daher einen 
wichtigen Beitrag zum Opferschutz und zur 
Gewaltprävention, was den betroffenen 
Frauen und Kindern zugutekommt.

Prävention ist jedoch nicht nur eine Auf-
gabe der Frauenhäuser und Fachberatungs-
stellen, sondern eine gesamtgesellschaftliche 
Querschnittsaufgabe, und umfasst einen ge-
sellschaftlichen Schutzauftrag. So müssen 
bspw. Fachkräfte in Ämtern und Behörden, 
bei der Polizei, im Gesundheitswesen und 
der Justiz für das Thema sensibilisiert und 
praxisorientierte und klare Handlungskom-
petenzen für den Umgang mit gewaltbetrof-
fenen Frauen und Kindern vermittelt wer-
den. Von Gewalt Betroffene sollen ermutigt 
werden, im Bedarfsfall aktiv Hilfen anzu-
nehmen. Das Gesundheitswesen ist eine 
wichtige Schnittstelle in der Erkennung und 
Behandlung von gewalttätigen Übergriffen. 
Hier sind in Arztpraxen, Kliniken sowie bei 
Therapeut*innen verbindliche Verfahren 
und Handreichungen einzuführen. Bisher 
treffen gewaltbetroffene Frauen innerhalb 
medizinischer und psychiatrischer Versor-
gung oft auf Unwissenheit und Unverständ-
nis für ihre Situation und müssen mit Stig-
matisierung rechnen. 

Als Wohlfahrtsverband hat die AWO so-
wohl eine besondere Verantwortung als 
auch konkrete Handlungsmöglichkeiten zur 
Prävention und Bekämpfung von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt. Die wesent-
lichen Bausteine der geschlechtsspezifischen 
Antigewaltarbeit sind (1) eine eindeutige 
verbandliche Haltung, die geschlechtsbezo-
gene Diskriminierung und Machtausübung 
grundsätzlich ächtet, sowie (2) die konzepti-
onelle Verankerung von Präventions- und 

Interventionsansätzen in den verschiedenen 
Angeboten und Diensten der AWO, z. B. im 
Gesundheitswesen, in der Eingliederungs-
hilfe, der Bildungsarbeit, der Schulsozialar-
beit, Jugendarbeit, in Angeboten der sexuel-
len Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, den 
Migrationsdiensten und der Flüchtlings-
hilfe, Angeboten der Berufsberatung, der 
allgemeinen Sozialarbeit, der Altenhilfe und 
natürlich der Frauenhilfe. Damit eine gelin-
gende Antigewaltarbeit umgesetzt werden 
kann, muss die Versäulung der Hilfestruk-
turen überwunden werden und die ver-
schiedenen, für die Arbeit in Gewaltschutz-
kontexten relevanten Angebote müssen ko-
ordiniert ineinandergreifen. Flächende-
ckend brauchen Fachkräfte Fachwissen zur 
Erkennung von Gewalt im sozialen Nah-
raum, zu den Auswirkungen auf die Betrof-
fenen sowie zu wirksamen und frühzeitigen 
Präventions- und Interventionsansätzen, 
zur Optimierung und Professionalisierung 
des bestehenden Hilfenetzes sowie der Ein-
beziehung des Gemeinwesens. Die unter-
schiedlichen sozialen Einrichtungen sind als 
sichere Orte des Lebens zu gestalten. Diese 
arbeiten grenzwahrend und fördern somit 
eine Kultur von Respekt und Achtsamkeit. 
In Einrichtungsformen, die Familien und 
Frauen engmaschig z. B. mit einem Wohn-
angebot begleiten, ist ein besonderer Schutz 
sicherzustellen. Ein besonderes Augenmerk 
gilt Kindern, die familiäre Gewalt erleiden 
oder erlitten haben. Der Kinderschutz erfor-
dert den Ausbau von Kooperationen zwi-
schen dem Arbeitsfeld Erziehungshilfe und 
dem Hilfe- und Unterstützungssystem für 
gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder. 
Frauen- und Kinderschutz sollte ineinan-
dergreifen, ohne die Integrität der Betrof-
fenen zu erschüttern. Als zentrale präventive 
Maßnahme müssen gezielte Angebote für 
Kinder und Jugendliche durch eigenstän-
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dige Beratung, Unterstützung und psycho-
soziale Angebote in Zusammenarbeit mit 
der Erziehungs-, Kinder- und Jugendhilfe 
der AWO etabliert werden.

Aktuelle Herausforderungen

Geschlechtsspezifische Antigewaltarbeit hat 
seit ihren Anfängen einen Prozess der Pro-
fessionalisierung und Institutionalisierung 
durchlaufen. Infolgedessen hat sich eine 
Vielfalt an spezialisierten Einrichtungen und 
differenzierten Angeboten etabliert. Um je-
doch die Nachhaltigkeit der Kriseninterven-
tion und Unterstützung zu sichern und Prä-
ventionsarbeit als Querschnittsaufgabe ernst 
zu nehmen, bedarf es, wie oben skizziert, 
u. a. einer besseren fachlichen Steuerung der 
Übergänge zwischen den Hilfsangeboten so-
wie des Aufbaus von sogenannten Second-
Stage-Einrichtungen und anderen Einrich-
tungen einer niedrigschwelligen Unterstüt-
zung.

Auch die Bedarfe der Zielgruppen haben 
sich immer mehr ausdifferenziert und ma-
chen andere Kompetenzen und Ressourcen 
in der Beratung/Unterstützung erforderlich. 
Demgegenüber haben sich die Rahmenbe-
dingungen für geschlechtsspezifische Anti-
gewaltarbeit in den letzten 40 Jahren insge-
samt nicht verbessert (BMFSFJ 2013; Frau-
enhauskoordinierung e.V. 2012). Während 
die Lebenslagen der Klient*innen durch den 
Rückgang des Sozialstaates prekärer gewor-
den sind, besteht nach wie vor keine bundes-
weit verbindliche Rechtsgrundlage, die mit 
einem individuellen Rechtsanspruch den ad-
äquaten Schutz und die bedarfsgerechte Un-
terstützung aller von geschlechtsspezifischer 
Gewalt Betroffenen entsprechend der indivi-
duellen Situation und unabhängig von Ein-
kommenssituation, Aufenthaltstitel, Her-

kunftsort, sozialem Status, gesundheitlicher 
Einschränkung oder Behinderung sichert. 
Gerade deswegen ist eine inhaltliche Weiter-
entwicklung mit dem Ziel, flächendeckend 
bedarfsgerechte, ortsnahe und niedrig-
schwellige Angebote für von Gewalt betrof-
fene Frauen und ihre Kinder zu schaffen und 
zu erhalten und auf die Beendigung aller ge-
schlechtsspezifischen Gewaltverhältnisse 
hinzuarbeiten, von großer Bedeutung.

Zu den aktuellen Herausforderungen auf 
institutionell-fachlicher Ebene gehört die 
Entwicklung eigenständiger Konzepte und 
Standards für verschiedene Formen ge-
schlechtsspezifischer Gewalt – in gleichge-
schlechtlichen Beziehungen, gegen Kinder, 
von Kindern gegen Eltern, von Frauen gegen 
(Ex-)Partner –, die bisher nicht im Fokus 
dieses Arbeitsfeldes standen. Dringend er-
forderlich sind darüber hinaus der Ausbau 
von Konzepten und Angeboten sowie der 
Abbau vorhandener Zugangsschwellen für 
bisher schwer erreichbare oder unzurei-
chend unterstützte Zielgruppen. Dazu gehö-
ren gewaltbetroffene Frauen mit multiplen 
Problemlagen; starken, akuten psychischen 
Belastungen bzw. Erkrankungen; mit Sucht-
erkrankung; mit Beeinträchtigungen und 
Behinderungen; mit Migrationshintergrund; 
Frauen of Color; geflüchtete Frauen; les-
bische Frauen sowie Trans*Frauen. Die Er-
füllung des Anspruches der AWO, Schutz 
und Hilfe für Betroffene von Gewalt unab-
hängig von Herkunft, Nationalität, Religion, 
Weltanschauung, sexueller Orientierung 
und körperlicher Befähigung zu bieten, muss 
immer wieder kritisch überprüft werden. So 
spiegelt sich bisher die Vielfalt der 
Klient*innen nur unzureichend in der Viel-
falt der Mitarbeiter*innen der Hilfestruk-
turen wider. Die Fachlichkeit und Professio-
nalität der geschlechtsspezifischen Antige-
waltarbeit kann nur durch eine kontinuier-
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liche Qualifizierung und Begleitung haupt-, 
ehren- und nebenamtlicher Mitarbeite r*in-
nen sichergestellt werden. Dazu gehört auch 
die Auseinandersetzung der Mitarbeite r*in-
nen mit der eigenen Haltung zu Macht, Ge-
walt, Sexismus, Rassismus, Homo- und 
Transphobie. Dabei müssen insbesondere 
leitende Personen die Verantwortung und 
den Mut aufbringen, deutlich Position zu be-
ziehen und in kritischen Fällen aktiv zu han-
deln.

Mitarbeiter*innen in Frauenhäusern 
und Fachberatungsstellen sind täglich un-
mittelbar mit den Folgen geschlechtsspezi-
fischer Gewalt konfrontiert. Immer wieder 
haben sie Gewaltausbrüche gegen ihre 
Klient*innen bis hin zu Mord und Suizid zu 
verkraften. Dabei machen Versorgungslü-
cken in der Hilfe-Infrastruktur, die Unterfi-
nanzierung sowie fehlendes Personal und 
eine unzureichende Ausstattung der Frau-
enhäuser und Beratungsstellen die Arbeit 
mühevoll durch zunehmend zeitintensiven 
bürokratischen Aufwand und eine erhöhte 
Vernetzungsnotwendigkeit. Gleichzeitig 
mangelt es an individueller und gesellschaft-
licher Wertschätzung der geschlechtsspezi-
fischen Antigewaltarbeit als Arbeitsfeld, in 
dem hochengagiert, mit einer klaren politi-
schen Haltung und Identifikation gearbeitet 
wird. Zur Anerkennung und Entlastung der 
Mitarbeiter*innen der Hilfestrukturen ge-
hören die Förderung von team- und fallbe-
zogener Supervision ebenso wie Möglich-
keiten der Selbstfürsorge (Kavemann/Hert-
lein 2015; Schröttle et al. 2016). Damit Ge-
schlechtergerechtigkeit langfristig keine 
Utopie bleibt, muss in Zukunft großen Wert 
auf jede Form der Anerkennung der Antige-
waltarbeit gelegt werden, denn diese Arbeit 
sichert Grund- und Menschenrechte sowie 
die Integrität jedes einzelnen Menschen.
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